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Personalplanung: Aufforderung zur Unterrichtung über künftigen Personalbedarf
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An die 										              Ort, Datum
Geschäftsführung der Firma (...)
 - im Hause - 


Absender
Betriebsrat der Firma (…)
– im Hause –


Umfassende Unterrichtung über künftigen Personalbedarf


Sehr geehrte Damen und Herren,

in der letzten Betriebsversammlung vom (...) haben Sie mitgeteilt, dass von Arbeitgeberseite daran gedacht werde, mittelfristig, innerhalb der nächsten fünf Jahre, zum Zwecke der Kostenreduzierung die Abteilungen Fertigung und Vertrieb und die Abteilungen Buchhaltung und Verwaltung zu jeweils einer Abteilung zusammenzulegen. 

Wir fordern Sie in dem Zusammenhang hiermit auf, den voraussichtlichen künftigen Personalbedarf unseres Betriebs nach etwaiger Durchführung solcher Umstrukturierungsmaßnahmen zu ermitteln und uns das Ergebnis Ihrer Ermittlungen bis spätestens (...) mitzuteilen. 

Die Belegschaft hat ein berechtigtes Interesse daran, rechtzeitig in Erfahrung zu bringen, ob und in welchem Umfang im Rahmen der unter Umständen geplanten Maßnahmen Arbeitsplätze abgebaut werden sollen. Es kann nicht angehen, dass womöglich plötzlich und unerwartet von Ihrer Seite Massenentlassungen oder Versetzungen in unserem Betrieb vorgenommen werden.

Rein vorsorglich weisen wir Sie im Übrigen schon jetzt darauf hin, dass derartige Maßnahmen, wie sie in der letzten Betriebsversammlung angesprochen wurden, als Betriebsänderung sicherlich auch die Beteiligungsrechte des Betriebsrats nach § 111 BetrVG auslösen würden, insbesondere dann, wenn im Zusammenhang mit der Zusammenlegung dieser Betriebsteilen ein Stellenabbau in größerem Umfang verbunden wäre. 

Des Weiteren fordern wir Sie auf, uns bis spätestens (...) folgende Unterlagen vorzulegen: 


(a) Eine aktuelle Kostenstellenrechnung, die sämtliche Kostenstellen unseres Betriebs betreffen 
(b) Unterlagen über die voraussichtliche Entwicklung des Personals in unserem Betrieb (...) und innerhalb des Gesamtunternehmens innerhalb der nächsten fünf Jahre 
(c) Unterlagen über Absatz- und Produktionsprognosen in unserem Betrieb (...) und innerhalb des Gesamtunternehmens in den nächsten fünf Jahren
(d) Unterlagen über geplante anderweitige Umstrukturierungsmaßnahmen (z. B. Einführung neuer Arbeitstechniken, Änderung der Arbeitsorganisation, Änderung der Betriebsanlagen etc.) innerhalb des Unternehmens in den nächsten fünf Jahren 

Die vorgenannten Unterlagen werden benötigt, um konkret überprüfen zu können, ob eine Kostenreduzierung innerhalb des Unternehmens auch durch anderweitige alternative Personalplanungen erreicht werden könnte, durch Personalplanungen, von denen nicht oder nicht ausschließlich die Belegschaftsmitglieder unseres Betriebs betroffen sein würden. Wir weisen Sie in dem Zusammenhang darauf hin, dass nach höchstrichterlicher Rechtsprechung der Arbeitgeber im Rahmen seiner Unterrichtungsverpflichtung nach § 92 Abs. 1 BetrVG auch wesentliche Planungsentscheidungen anderer Bereiche mitzuteilen hat, sofern sie für das Verständnis der Bandbreite möglicher Personalplanung notwendig sind. Um mögliche Alternativen innerhalb der Personalplanung erkennbar werden zu lassen, kann zudem nach herrschender Rechtsauffassung neben Informationen über Personalplanung auch ergänzend Auskunft über anderweitige unternehmenspolitische Gesichtspunkte, wie eben Absatz- und Produktionsprognosen und anderweitige geplante Umstrukturierungsmaßnahmen – das Gesamtunternehmen betreffend –, vom Betriebsrat verlangt werden. 

Sobald uns Ihre Unterlagen und Informationen zugänglich gemacht wurden, werden wir mit Ihnen einen baldigen Beratungstermin vereinbaren, damit über Art und Umfang der geplanten Umstrukturierungsmaßnahmen und über die Vermeidung etwaiger, damit verbundener Härten verhandelt werden kann. 

Abschließend erlauben wir uns, Sie auch darauf hinzuweisen, dass es eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 121 BetrVG darstellen würde, wenn Sie in diesem Fall Ihrer bestehenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht gemäß § 92 BetrVG nicht in dem geforderten Umfang nachkommen würden. Einen entsprechenden Antrag beim zuständigen Arbeitsgericht gemäß § 23 Abs. 3 BetrVG behalten wir uns für diesen Fall ausdrücklich vor.


Mit freundlichen Grüßen


____________________
Betriebsratsvorsitzende/r
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